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BUNDESVORSTANDS-KLAUSUR 

Politik aus einem Guss 
Deutschland hat konkrete 
Alternativen zur politi- 
schen Orientierungslosig- 
keit von Rot-Grün. Das ist 
das politische Ergebnis 
der vergangenen Wochen. 

Ehrlichkeit in der Ana- 
lyse, Verläßlichkeit in den 
Maßnahmen und Klarheit in 

der Richtung - so kennzeich- 
nete Angela Merkel die ge- 
meinsamen Leitmotive der 
Beschlüsse der Reformklau- 
sur des Bundesvorstandes 
derCDU und der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zur Mo- 
dernisierung des Arbeits- 
marktes,  zur Steuerpolitik 
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ftBEVOLKERUNCSVORAUSBERECHNUNG 
Im eingeführten Basisszenario ohne strukturelle Reformen würden die 
Beitragssätze im Jahr 2030 bereits auf insgesamt über 55% steigen 
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und zur Gesundheitsreform: 
„Wir setzen auf mehr Frei- 
heit und mehr Eigenverant- 
wortung, wir wollen mehr 
Wettbewerb, um neues 
Wachstum zu ermöglichen 
und soziale Sicherheit zu- 
kunftsfest zu machen. Das 
ist unser Kompaß für Refor- 
men". Rot-Grün habe mit 
unrealistischen Annahmen, 
täglich wechselnden Bot- 
schaften und widersprüchli- 
chen Vorschlägenein Klima 
des Mißtrauens in unserem 

Land geschaffen, das inzwi- 
schen zu einem zentralen 
Hemmnis für den Wieder- 
aufschwung geworden sei. 
Am Beispiel der Gesund- 
heitspolitik erläuterte die 
Parteivorsitzende den ande- 
ren politischen Ansatz der 
CDU: „ Wir stellen uns nicht 
nur der kurzfristigen Sanie- 
rung, sondern auch der lang- 
fristigen Stabilisierung des 
Gesundheitswesens. Refor- 
men müssen länger als ein 
halbes Jahr haltbar sein. Wir 

gehen den Weg in die Staats- 
medizin nicht mit. Freiheits- 
räume wie die freie Arzt- 
wahl, Wahlmöglichkeiten 
bei Tarifen oder der Wettbe- 
werb zwischen Anbietern 
müssen vielmehr ausgebaut 
werden. Wir wollen kein 
willkürliches Hin- und Her- 
schieben von Lasten, wie 
Rot-Grün sie beim Kran- 
kengeld plant. Eigenverant- 
wortung und Privatvorsorge 
müssen dort an Bedeutung 
gewinnen, wo sie für die 
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Menschen auch realisierbar 
und zumutbar sind, etwa im 
Zahnbereich." Angela Mer- 
kel dankte Alt-Bundespräsi- 
dent Roman Herzog und den 
Mitgliedern seiner Kom- 
mission für die Arbeit zum 
Thema Gesundheit. Es sei 
ein ein wichtiges Signal, 
dass die CDU damit als erste 
Partei in Deutschland über 
die Grundlage für ein Lang- 
fristkonzept in diesem Be- 
reich verfüge. 

Die Ausführungen von 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer machten klar, dass der 
Handlungsdruck für deutli- 
che Reformen der Sozialver- 
sicherungen dramatisch zu- 
nimmt. Ohne strukturelle 
Reformen würden die Bei- 
tragssätze zur Sozialversi- 
cherung von heute 42 Pro- 
zent auf 55,1 Prozent im Jahr 
2030 ansteigen. Alleine in 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ergäbe sich ein 
Sprung von heute 14,3 Pro- 
zent auf 18,7 Prozent. Selbst 
wenn in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten sich 
die wirtschaftliche Lage sig- 
nifikant verbessere, blieben 
die strukturellen Ursachen 
der Probleme weiter beste- 
hen. In seinem Beschluss zur 

Reform der gesetzlichen 
Krankenversicherung (siehe 
Dokumentation Innenteil) 
begrüßt der Bundesvorstand 
insbesondere, dass die Her- 
zog-Kommission den un- 
abweisbaren Reformbedarf 
aufzeige und Lösungsvor- 
schläge für die lange Sicht 
anbiete. Bei einer vollständi- 
gen Umsetzung des Konzep- 
tes sei eine Absenkung des 
Beitrages zur GKV auf 10,4 
Prozent möglich. Durch den 
Aufbau einer Demographie- 
Reserve könne der Beitrags- 
satz über das Jahr 2030 hin- 
aus konstant gehalten wer- 
den. Wesentliche Stell- 
schrauben des Konzeptes 
seien mehr Eigenverantwor- 
tung des Versicherten und 
eine Stärkung kapitalge- 
deckter Elemente im Ge- 
sundheitswesen, erklärte 
Laurenz Meyer. Der Bundes- 
vorstand beschloss ohne Ge- 
genstimme, dass auf der 
Grundlage des Kommissi- 
onskonzeptes der Leitantrag 
an den 17. Parteitag im De- 
zember 2003 erarbeitet wer- 
den soll. Außerdem bittet der 
Bundesvorstand die Kom- 
mission, ergänzende Vor- 
schläge für eine Verbesse- 
rung der Effizienz des Ge- 
sundheitssystems im Lichte 
der im Bundesvorstand ge- 
führten Diskussion vorzule- 
gen. Er empfiehlt femer zu 
prüfen, ob zusätzlich zu den 
von der Kommission vor- 

geschlagenen Maßnahmen 
auch Wahlmöglichkeiten 
zwischen der GKV und der 
PKV für bestimmte Leistun- 
gen eingeräumt werden kön- 
nen. Die Botschaft dieses Be- 
schlusses sei eindeutig, so 
Angela Merkel. Die 
planwirtschaftliche Zutei- 
lungsmedizin von Bundes- 
gesundheitsministerin Ulla 
Schmidt werde abgelehnt. 
Die Vorschläge der Rürup- 
Kommission hätten nicht 
weitergeführt. CDU Bun- 
desvorstand und CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion sei dage- 
gen eine „Politik aus einem 
Guss" gelungen. Die Vor- 
schläge der Herzog-Kom- 
mission ergänzten mit ihrer 
Langzeitperspektive den in 
der vorangegangenen Woche 
in den Bundestag einge- 
reichten Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion „Für ein 
freiheitliches, humanes Ge- 
sundheitswesen statt Staats- 
medizin und Bevormundung. 
Gesundheitspolitik neu den- 
ken und gestalten". Der An- 
trag der Bundestagsfraktion 
beschreibe die Position der 
Opposition gegenüber dem 
Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung. Dieser Antrag sei 
wesentlich auf die Perspek- 
tive dieser Legislaturperiode 
ausgerichtet. Das Konzept 
der Kommission hingegen 
beschreibe ein mittel- bis 
langfristiges Handlungskon- 
zept, das auf eine Umsetzung 
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bis zum Jahr 2010 und auf 
eine Wirkungsperspektive 
Für die Jahre 2030 bis 2050 
abziele. „Damit hat die CDU 
die Spitzenposition inderGe- 
sundheitsdebatte erobert", 
sagte Angela Merkel. 

Der Vorschlag der Kom- 
mission enthält fünf Ele- 
mente. 

Ausschöpfung von 
Leistungsreserven 

Es muss alles getan wer- 
den, die Leistungsreserven 
des Systems voll auszuschöp- 
fen, um Qualität und Wirt- 
schaftlichkeit zu steigern. Die 
CDU strebt mehr Eigen- 
verantwortung der Ver- 
sicherten an. Deshalb schlägt 
die Union eine Eigenbeteili- 
gung vor, die verhaltens- 
steuernde Wirkung bei der 
Inanspruchnahme von Ge- 
sundheitsleistungen entfal- 
ten wird. Weitere Stich- 
worte sind „mehr Wettbe- 
werb", „mehr Transparenz" 
und „mehr Effizienz". 

Fehlerbeseitigung 
im System 

Die Kommission schlägt 
vor, Fehler im System kon- 
sequent auszumerzen. Die 
versicherungsfremden Lei- 
stungen haben mit dem Auf- 
trag einer Krankenversiche- 

rung nichts zu tun. Es ist 
nicht vertretbar, solche Lei- 
stungen alleine aus Bei- 
tragsmitteln der gesetzli- 
chen Krankenversicherung 
zu finanzieren, um auf diese 
Weise den Bundeshaushalt 
entlasten zu können. 

Beitragsstabilisierung 

Eine der wichtigsten Re- 
formaufgaben besteht darin, 
bei weniger Beitragszahlern 
und immer mehr Leistungs- 
empfängern das Niveau der 
Beiträge in einer zumutbaren 
Höhe über das Jahr 2030 
hinaus zu stabilisieren. Die 
Kommission schlägt dazu 
die Bildung einer Demogra- 
phie-Reserve vor. 

Kapitalgedeckte 
Finanzierung 

Umlagefinanzierte Systeme 
funktionieren so lange, wie 
die Zahl derer, die dem 
System Leistungen entneh- 
men,etwagleich groß ist wie 
die Zahl derer, die dem Sy- 
stem Beiträge zuführen. Bei 
negativer demographischer 
Entwicklung kann ein Um- 
lagesystem nicht auf Dauer 
funktionieren. Die Kom- 
mission schlägt vor, dazu 
überzugchen, zumindest ei- 
nen Teil der Gesundheitslei- 
stungen  kapitalgedeckt zu 

finanzieren. Grundsätzlich 
gilt, dass kapitalgedeckte 
Systeme wesentlich demo- 
graphiefester sind als Umla- 
gesysteme. Die Kom- 
mission schlägt vor, das 
Krankengeld durch die Ar- 
beitgeber privat absichern 
zu lassen. Der Zahnersatz, 
die Zahnbehandlung und die 
privaten Unfälle sollen in 
Verantwortung der Arbeit- 
nehmer privat abgesichert 
werden. 

Arbeitgeberanteil 

Ein weiteres Kernelement 
des Konzeptes ist die dauer- 
hafte Festschreibung des Ar- 
beitgeberanteils an den Ge- 
sundheitskosten in Höhe von 
6,5 Prozent. Damit ist dieser 
Teil der Arbeitskosten ge- 
deckelt und langfristig kal- 
kulierbar. Der Arbeitgebe- 
ranteil setzt sich zusammen 
aus 5,8 Beitragssatzpunkten, 
die dem Lohn des Arbeit- 
nehmers zugeschlagen wer- 
den und weiteren 0,7 Bei- 
tragssatzpunkten, die zur 
privatwirtschaftlichen Absi- 
cherung des Krankengeldes 
eingesetzt werden. 

STEUERREFORM 

Die CDU hat sich nach- 
drücklich für ein Vorziehen 
der  dritten   Steuerreform- 
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Stufe auf 2004 ausgespro- 
chen, wenn diese solide ge- 
genfinanziert ist. Die Redu- 
zierung der Steuerlast habe 
positive Effekte für Wirt- 
schaftswachstum und Kon- 
junktur. „Dies gilt jedoch 
nur, wenn die Entlastungs- 
wirkungen nicht durch dau- 
erhafte Steuererhöhungen 
an anderer Stelle kom- 
pensiert werden," sagte die 
CDU-Vorsitzende Angela 
Merkel. Überdies werde das 
Vorziehen der dritten Steu- 
erreformstufe von 2005 auf 
2004 allein das Vertrauen in 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung nicht zurück- 
bringen. 

In einem Beschluss 
(siehe Dokumentation, In- 
nenteil) forderte der Bun- 
desvorstand, dass das Vor- 
ziehen zwingend verbunden 
werden müsse mit den 
Strukturreformen auf dem 
Arbeitsmarkt, in der Kran- 
ken- und Rentenversiche- 
rung sowie mit einem ver- 
lässlichen Kurs zur Haus- 
haltskonsolidierung. 

Als unverzichtbar be- 
zeichnete die CDU-Füh- 
rung auch weitere grundle- 
gende Schritte für niedri- 
gere Steuern und ein einfa- 
cheres und gerechteres 
Steuerrecht. Damit würden 
die Einkommensteuersätze 
einem international wettbe- 
werbsfähigen Niveau ange- 
passt. 

KOMMISSION 
„BÜRGERPARTEI" 

Als ein weiteres wichti- 
ges   strategisches   Projekt 
stand der Kommissions-Be- 
schluss, der unter der Lei- 
tung von CDU-Generalse- 
kretär Laurenz Meyer erar- 
beit wurde, auf der Agenda. 
Ziel sei es, die CDU zu einer 
„modernen Bürgerpartei" zu 
entwickeln und ein „neues 
Selbstversländnis" zu erar- 
beiten, sagte Laurenz Meyer 
bei   der   Vorstellung   des 
Papiers.  Die  CDU  müsse 
sich   verstärkt   darum   be- 
mühen, auch Bürgerinitiati- 
ven, Netzwerke und neue 
Wählerschichten im vorpo- 
litischen   Raum   anzuspre- 
chen. Besondere Aufmerk- 
samkeit müsse die CDU da- 
bei     auch    dauerhaft     in 
Deutschland lebenden Aus- 
ländern   widmen.   Laurenz 
Meyer zeigte sich zufrieden 
darüber, dass es der Kom- 
mission trotz eines sehr en- 
gen Arbeitsplans mit sieben 
Plenartagungen und einem 
externen Expertenworkshop 
gelungen sei, realitätstaug- 
liche Lösungen für die künf- 
tige   Parteiarbeit   auf   der 
Grundlage    einer    breiten 
Analyse der modernen Ge- 
sellschaft, des bürgerlichen 
Engagements und der Partei- 
enlandschaft zu entwickeln. 
Eindeutig bewährt habe sich 

die gute Mischung der Kom- 
missionsmitgliederaus allen 
Ebenen, den Landesverbän- 
den der Partei, allen Vereini- 
gungen und Sonderorgani- 
sationen und Experten aus 
dem Medienbereich. Dort, 
wo spezieller Bedarf be- 
stand, wurden besondere 
Wege gegangen, erläuterte 
Laurenz Meyer. So hatte sich 
eine Arbeitsgruppe mit 
Kommissionsmitgliedern 
aus den Neuen Ländern un- 
ter der Leitung des Mecklen- 
burgischen Landesvorsit- 
zenden Eckhardt Rehberg 
mit deren spezifischen Pro- 
blemen auseinandergesetzt. 
Auch die Vertreter der Ver- 
einigungen seien in beson- 
derem Maße eingebunden 
gewesen. In einem breit an- 
gelegten Fragebogen hätten 
alle Vereinigungen über ihre 
Arbeit, Verbesserungspo- 
tenziale und ihre Wünsche 
an die Partei berichtet. 

Der Beschluss des Bun- 
desvorstands der CDU 
Deutschlands „Bürgerpartei 
CDU. Reformprojekt für 
eine lebendige Volkspartei" 
gliedert sich in vier Kapitel. 

Die CDU als 
moderne Bürgerpartei 

Ziel des ersten Abschnit- 
tes ist, mit einer Gesell- 
schaftsanalyse und den dar- 
aus folgenden Handlungs- 
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notwendigkeiten für die 
CDU in das Papier einzulei- 
ten. Ausgehend von der - 
wissenschaftlich bestätigten 
-Erkenntnis, dass sich in un- 
serer Gesellschaft das Enga- 
gement von Bürgern und die 
Arbeit von Parteien sowohl 
in den Aktionsformen als 
auch in den Aktionsfeldern 
verändert hat, hat die CDU 
ihren Anspruch formuliert, 
die „Lücke zwischen Bür- 
gergesellschaft und Politik 
wieder zu schließen." Dazu 
müsse die Mitgliederbasis 
verbreitert, die Attraktivität 
der Mitgliedschaft erhöht 
und die Parteiarbeit weiter 
professionalisiert werden. 
Die ganze Partei muss sich 
den Realitäten und gewan- 
delten Kommunikations- 
und Arbeitsanforderungen 
stellen. 

Neue Formen 
der Parteiarbeit 

In diesem Zusammen- 
hang gilt es für Partei wie 
Vereinigungen, sich auf 
breiter Basis für die neuen 
Formen politisch-sozialer 
Artikulation in Netzwerken, 
Bürgerinitiativen und infor- 
mellen Gruppen zu öffnen 
und sie in ihrer ganzen Viel- 
falt anzusprechen. Hinzu- 
treten muss ein System von 
Fachgremien wie Kommis- 
sionen     und     Gesprächs- 

kreise. Aber auch über the- 
menorientierte Arbeits- 
kreise muss nachgedacht 
werden, da viele Menschen 
sich heute eher nur auf Zeit 
und für konkrete Projekte 
engagieren wollen. 

Neue Attraktivität der 
Mitgliedschaft 

Im Zentrum des zweiten 
Kapitels steht die Frage, wie 
man die Attraktivität der 
Mitgliedschaft durch erwei- 
terte Mitgliederrechte und 
-beteiligung, verstärkte Mit- 
gliederwerbung, bessere Be- 
treuung und gezielte Nach- 
wuchsförderung erhöhen 
kann. Das Kapitel steht in 
engem Zusammenhang mit 
der Mitgliederwerbekampa- 
gne, die in der Bundesge- 
schäftsstelle erarbeitet wor- 
den ist und die in vielen Lan- 
desverbänden gerade an- 
läuft. 

Professionalisierung 
der Parteiarbeit 

Der dritte Abschnitt 
widmet sich den ehrenamt- 
lich und hauptamtlich Akti- 
ven der CDU, der Arbeit der 
Geschäftsstellen, der be- 
sonderen Problemsituation 
in den neuen Ländern. Hin- 
sichtlich der Geschäftsstel- 
len auf allen Ebenen gelten 

die Prinzipien Dienstlei- 
stungsorientierung und 
größtmögliche Koordina- 
tion (u.a. in Form techni- 
scher Kompatibilität). Die 
Arbeitsgruppe Neue Län- 
der hat besonders darauf 
Wert gelegt, dass sich die 
CDU auch in den neuen 
Bundesländern unter un- 
gleich schwierigeren Be- 
dingungen dem Ziel, Mit- 
gliederpartei zu sein, ver- 
pflichtet und die Mitglie- 
dergewinnung zur höchsten 
Priorität macht. 

Moderne 
Kommunikation und 

Dienstleistung 

Im abschließenden Kapi- 
tel wird auf die Modernisie- 
rung der internen und nach 
außen wirkenden Kom- 
munikationsinstrumente 
eingegangen. Diese müssen 
transparenter werden, bes- 
ser aufeinander abgestimmt 
sein und sich stärker an den 
individuellen Interessen der 
Mitglieder und Sympathi- 
santen orientieren. 

ALLE BESCHLÜSSE DER 

BUNDESVORSTANDS- 
KLAUSUR FINDEN SIE 

IN  DER DOKUMENTATION 
(INNENTEIL) ODER AUF 

www. cdu.de UNTER 
„POLITIK A-Z", STICH- 
WORT „BESCHLÜSSE" 
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MediaNight 
Die Krise als Chance begreifen 

Mit der bewährten Mi- 
schung aus „Information, 
Unterhaltung und Party" 
mit prominenten Gästen 
aus Politik, Medien und 
Musikbranche hat sich die 
CDU mit der diesjährigen 
MediaNight endgültig fest 
im Veranstaltungsplan der 
Hauptstadt Berlin etab- 
liert. 

Bevor die Musikstars 
Curly und Yvonne Catter- 
feld mit Live-Auftritten den 
musikalischen Teil der 
Nacht einläuteten, bestätig- 
ten die CDU-Vorsitzende 
Angela Merkel und Pre- 
miere-Chef Georg Kofier in 
ihren Ausführungen, dass 
das Veranstaltungskonzept 
der CDU genau den richtige 
Rahmen schaffe, für die not- 
wendigen engen Gesprächs- 
kontakte zwischen der Me- 
dienbranche und der Politik. 

Die CDU-Vorsitzende 
wies darauf hin, dass ange- 
sichts der hohen Beschleu- 
nigung der Gesetzgeber mit 
den Innovationsschüben 
häufig nicht mithalten 
könne. Umso wichtiger sei 
es, die „Sprechfähigkeit" 
zwischen den Abgeordneten 
und den Vertretern der 
Neuen Medien aufrechtzu- 
erhalten. Nur werdie techni- 
schen Entwicklungen 

kenne, könne auch die adä- 
quaten Gesetze beschließen, 
betonte Angela Merkel. 
Auch müsse sich die Politik 
angesichts des hohen Inno- 
vationstempos der Heraus- 
forderung stellen, Gesetze 
schneller zu überarbeiten als 
früher. In diesem Zusam- 
menhang forderte sie die 
Branchenvertreter ausdrück- 
lich auf, der Politik „Dampf 
zu machen" und auf schnel- 
lere gesetzliche Regelungen 
zu drängen. 

Angesichts des Zusam- 
menbruchs des Neuen Mark- 
tes und der Kirch-Gruppe 
rief Premiere-Chef Georg 
Kotier dazu auf, zur „Tages- 
ordnung" zurückzukehren 
und sich darauf zu konzen- 
trieren, „gutes Fernsehen 
und gute Filme" zu produ- 
zieren. Dann „kommen die 

Investoren von alleine", 
sagte Kofier. Im Einzelnen 
nannte er vier Entwicklun- 
gen, die die Zukunft des 
Fernsehens in Deutschland 
prägen würden. 

Längst habe die Zeit des 
digitalen Fernsehens als 
Massenmedium begonnen, 
stelle der Premiere-Chef 
fest. So werde sich bis Ende 
2004 die Zahl der Fernseh- 
haushalte, die digitales 
Fernsehen empfangen kön- 
nen, von heute 3,9 auf acht 
Millionen verdoppelt ha- 
ben. Auch ein „Abo-Sen- 
der" wie Premiere werde 
von der Digitalisierung des 
Fernsehens profitieren. Mit 
Blick auf das werbefinan- 
zierte „free TV" forderte er 
die Politik auf, die Regelun- 
gen für die Fernsehwerbung 
zu entrümpeln. Hier müsse 
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der „obrigkeitsslaatliche 
Fürsorgestaat" zurückge- 
fahren werden. Schließlich 
könne der Zuschauer mit der 
„Fernbedienung" selbst ent- 
scheiden, wie viel Werbung 
er sehen möchte. 

Mit Blick auf die öffent- 
lich-rechtlichen Fernsehan- 
stalten sprach Georg Koller 
von der „größten Pay-TV- 
Organisation der Welt". In 
Deutschland betrage die 
Staatsquote in der TV-Bran- 

che über 60 Prozent. Dies 
könne in einer marktwirt- 
schaftlich organisierten Ge- 
sellschaft nicht funktionie- 
ren, meinte der Premiere- 
Chef und sprach sich für eine 
Abschaffung der „Zwangs- 
gebühren" aus. Sollte der 
Gesetzgeber die Mehrwert- 
steuerfür Abo-TV von heute 
16 auf sieben Prozent zu- 
rückfahren, wie es bei Kino, 
Zeitungen und Zeitschriften 
längst üblich sei, verpflichte 
ersieh, in fünf Jahren jeweils 

50 Millionen 
Euro in die Pro- 
duktion deut- 
scher Kino- und 
Fernsehfilme zu 
investieren. Die 
Union habe mit 
der Ermögli- 
chung des Pri- 
vatfernsehens 
schon einmal 
den Mut gehabt, 
verkrustete 
Strukturen aufzubrechen. 

Denselben Mut 
wünsche er sich 
für die heute an- 
stehenden 
„Weichenstel- 
lungen". 

Bevor feste 
gefeiert wurde, 
wurde auch feste 
„gearbeitet". 
FünfWorkshops 
rund um das 
Thema Internet, 
zur Werbekrise 

in der Medienlandschaft und 
zur Medienpolitik standen 
zu Auswahl, um 
mit führenden 
Persönlichkei- 
ten aus den Me- 
dien und der Po- 
litik und erfolg- 
reichen Unter- 
nehmern aus der 
New Economy 
in Kontakt zu 
treten. Über 
1.200 Interes- 
sierte besuchten 

die Workshops, die von dem 
medienpolitischen Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Bernd Neumann, 
dem Internetsprecher der 
CDU Deutschlands, Thomas 
Heilmann, dem Vorsitzen- 
den des Dialogforums Mu- 
sikwirtschaft der CDU 
Deutschlands, Steffen Kam- 
peter, der Internetbeauftrag- 
ten der Bundestagsfraktion, 
Martina Krogmann, und 
Michael Brinkmeier, Spre- 
cher „Neue Technologien" 
der CDU-Landtagsfraktion 
in NRW, geleitet wurden. 
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Gemeinsame Positionen von CDU und CSU zum 
Stand der Beratungen des EU-Verfassungs-Vertrtags 

Die Vorsitzenden von CDU 
und CSU, Angela Merkel 
und Edmund Stoiber, ha- 
ben am 20. Juni ein ge- 
meinsames     Positionspa- 
pier zum Stand der Bera- 
tungen    des   EU-Verfas- 
sungsvertrages vorgestellt. 

„Wir begrüßen die bishe- 
rigen Arbeiten und glauben, 
dass mit dem Entwurf ein 
wichtiger Fortschritt für die 
Weiterentwicklung der Eu- 
ropäischen   Integration   er- 
reicht wurde", sagte Angela 
Merkel. Der Verfassungsver- 
trag werde zu einer „besseren 
Wahrnehmung der berech- 
tigten Interessen von Bund, 
Ländern   und   Gemeinden" 
auf    europäischer     Ebene 
führen. „Ohne die Vorarbei- 
ten von CDU, CSU und Eu- 
ropäischer Volkspartei" wäre 
dieses   Ergebnis   nicht   zu- 
stande gekommen,  betonte 
die Partei- und Fraktionsvor- 
sitzende. Der bisher vorlie- 
gende Entwurf trage klar die 
„Handschrift der Union". Zu- 
sammen hätten CDU, CSU 
und die EVPeine ganze Reihe 
von Erfolgen erzielt:  Erst- 
mals sei es gelungen, eine 
Kompetenzzuordnung inner- 
halb der Europäischen Union 
festzuschreiben,    außerdem 
werde die EU durch den Ver- 
fassungsvertrag  stärker als 

bislang als „Wertegemein- 
schaft" definiert. Durch die 
Einführung der „doppelten 
Mehrheit" würden zudem die 
Interessen eines bevölke- 
rungsreichen Landes wie 
Deutschland künftig besser 
berücksichtigt. Neben der 
insgesamt positiven Bewer- 
tung des Entwurfs habe die 
Union jedoch noch eine 
Reihe von Anmerkungen, er- 
klärte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende weiter. So 
dürfe beispielsweise die Zu- 
wanderung auf den deut- 
schen Arbeitsmarkt nicht aus 
dem Einstimmigkeitsprinzip 
entlassen werden. 

POSITIONSPAPIER 

I. 

CDU und CSU begrüßen 
den Abschluss der Arbeiten 
des Konvents an den Teilen 
I und II der geplanten EU- 
Verfassung. 

Der vorliegende Entwurf 
ist ein wichtiger Fortschritt 
für die Weiterentwicklung 
der Europäischen Integra- 
tion und für eine bessere 
Wahrnehmung der berech- 
tigten Interessen von Bund, 
Ländern und Gemeinden. Er 

trägt in wichtigen Bereichen 
die Handschrift von CDU 
und CSU und ihrer Vertreter 
im Konvent. 

II. 

Die bisherigen Ergeb- 
nisse zeigen, dass im Rah- 
men des Konvents Fort- 
schritte bei der Antwort auf 
die aktuelle Reformkrise der 
EU erzielt werden konnten: 
• Erstmals ist es gelungen, 
eine klare Kompetenzord- 
nung über die Zuständigkei- 
ten der Europäischen Union 
mit einer Einteilung und 
Auflistung der Kompetenz- 
kategorien festzulegen. 
Außerdem muss die Eu- 
ropäische Union dort, wo sie 
zuständig ist, die Prinzipien 
der begrenzten Einzeler- 
mächtigung, der Subsidi- 
arität und der Verhältnis- 
mäßigkeit beachten. Damit 
sind allgemeine Zielformu- 
lierungen nicht mehr kom- 
petenzbegründend. 
• Alle diese Festlegungen 
unterliegen einer Kontrolle 
durch die nationalen Parla- 
mente - und über ein Klage- 
recht beider Kammern der 
nationalen Parlamente - 
durch den Europäischen Ge- 
richtshof. 
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• Alle Teile des Verfas- 
sungsvertrags haben die 
gleiche Rechtsqualität. 
• Durch den Verfassungs- 
vertrag wird die EU stärker 
als bisher als Wertegemein- 
schaft definiert. 
• Die verbindliche Auf- 
nahme der Grundrechte- 
Charta stärkt die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger ge- 
genüber den europäischen 
Institutionen. 
• Die stärkere politische 
Anbindung der Kommis- 
sion an das Europäische Par- 
lament bei der Wahl des 
Kommissionspräsidenten 
und die Stärkung der Mit- 
spracherechte des Europäi- 
schen Parlaments machen 
die EU demokratischer. 
• Die Einrichtung eines öf- 
fentlich tagenden Legisla- 
tivrates und die - durch die 
Bestimmung von Kompe- 
tenzkategorien - übersicht- 
lichere Aufgabenverteilung 
zwischen EU und Mitglieds- 
staaten verbessern die Trans- 
parenz Europas. 
• Mit der Reduzierung der 
Größe der Kommission, der 
Schaffung eines Außenmi- 
nisters und eines Präsiden- 
ten des Europäischen Rates 
und dem verstärkten Über- 
gang zur Mehrheitsentschei- 
dung wird die EU hand- 
lungsfähiger. 
• Zur Abgrenzung der Hand- 
lungsbefugnisse der EU wird 
das Subsidiaritätsprinzip ge- 

stärkt und seine Durchset- 
zung durch die Schaffung ei- 
nes Früh warnsystems und ei- 
nes Klagerechts zugunsten 
der nationalen Parlamente 
verbessert. 
• Bei wichtigen nationalen 
Politikfeldern (z.B. Bil- 
dung, Kultur) wird in der 
Verfassung ein ausdrückli- 
ches Harmonisierungsver- 
bot verankert. 
• Die Verfassung achtet 
erstmals rechtsverbindlich 
die regionale und kommu- 
nale Selbstverwaltung sowie 
den Status der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften. 
• Durch die Einführung der 
doppelten Mehrheit (Mehr- 
heit der Staaten, 60 % der 
Bevölkerung) werden die 
Bevölkerungsverhältnisse 
in der Europäischen Union 
besser berücksichtigt und 
die Entscheidungsfähigkeit 
des Rates verbessert. 

III. 

Auf der anderen Seite ist 
es nicht gelungen, die Kom- 
petenzen auf europäischer 
Ebene zurückzuführen. 
• Die allgemeinen und spe- 
ziellen Koordinierungszu- 
ständigkeiten der EU in der 
Wirtschafts- und Sozialpo- 
litik sind in Teil I ungenau 
formuliert. Art. 1-14 sollte 
präziser gefasst werden. Es 
muss   verhindert   werden, 

dass es zu einer zentralen 
Steuerung der Wirtschafts- 
politik kommt. Entschei- 
dend ist jedoch, dass die 
einschlägigen Einzeler- 
mächtigungen in Teil III 
maßgeblich sind, die prak- 
tisch unverändert dem der- 
zeitigen EG-Vertrag ent- 
sprechen. 
• Bei den Eigenmitteln 
müssen nicht nur die finan- 
ziellen Obergrenzen, son- 
dern auch das Verhältnis der 
Eigenmittelquellen zuein- 
ander (z.B. der Anteil der 
Mehrwertsteuer oder der 
BSP-Quelle an den Eigen- 
mitteln) der Einstimmigkeit 
unterliegen, um die finanzi- 
ellen Risiken für Deutsch- 
land zu begrenzen. 
• Beim Klagerecht der na- 
tionalen Parlamente gehen 
wir davon aus, dass dieses 
Recht auch die Rüge von 
Verletzungen der Kompe- 
tenzordnung umfasst. 
• Es muss nötigenfalls im 
Verhältnis zwischen Bund 
und Ländern sichergestellt 
werden, dass sich das Recht 
der Länder, bei Betroffen- 
heit ihrer Zuständigkeiten 
Deutschland im Ministerrat 
zu vertreten, nicht nur auf 
den Legislativrat beschränkt. 
• Der Europäische Rat kann 
in Fällen, in denen der Ver- 
fassungsvertrag Einstim- 
migkeit vorsieht, durch ein- 
stimmigen Beschluss zur 
Mehrheitsentscheidung 
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übergehen, wobei die natio- 
nalen Parlamente davon le- 
diglich unterrichtet werden. 
Nachdem spätere gemein- 
schaftsautonome Änderun- 
gen des Vertrags für die na- 
tionalen Parlamente bei ihrer 
Zustimmung voraussehbar 
sein müssen (B VerfG), ist in- 
nerstaatlich bei der Ratifizie- 
rung sicherzustellen, dass die 
Bundesregierung ihre Zu- 
stimmung von der vorheri- 
gen Zustimmung des Parla- 
ments abhängig macht. 

IV. 

Zu den Teilen III und IV 
des Verfassungsvertrags 
wird der Konvent seine Be- 
ratungen in den nächsten 
Wochen abschließen. CDU 
und CSU sind sich einig, 
dass dabei folgende gemein- 
same Positionen vertreten 
werden: 
• Die Zuständigkeit der 
Mitgliedsstaaten für das 
Maß der Einwanderung und 
den Zugang zum Arbeits- 
markt für Drittstaatsan- 
gehörige soll festgeschrie- 
ben werden. Nötigenfalls 
sind diese Bereiche in der 
Einstimmigkeit zu belassen. 
• Die Binnenmarktklau- 
sel muss präzisiert und auf 
Maßnahmen beschränkt 
werden, welche primär und 
unmittelbar die Errichtung 
oder das Funktionieren des 

Binnen- 
marktes 
zum Ge- 
genstand 
haben. 

• Zur 
Erweite- 
rung der 
Spielräume 
der Mit- 
gliedsstaa- 
ten zur Ge- 
staltung ei- 
ner eigenständigen Struk- 
turpolitik soll das Wettbe- 
werbsrecht dahingehend 
geändert werden, dass Bei- 
hilfen generell mit dem Bin- 
nenmarkt vereinbar sind, so- 
weit sich die Handelsbedin- 
gungen nicht in einer Weise 
verändern, die dem gemein- 
samen Interesse „spürbar" 
zuwider läuft. 
• In den sozialpolitischen 
Bestimmungen muss klarge- 
stellt werden, dass die Zu- 
ständigkeit der Mitglieds- 
staaten für die Organisation, 
Finanzierung und Leistun- 
gen der sozialen Sicherungs- 
systeme sowie ihre umfas- 
sende Zuständigkeit für die 
Sozialhilfe zu wahren ist. 
• In der Energiepolitik 
sollte es bei der bisherigen 
binnenmarktbezogenen Zu- 
ständigkeit bleiben. 
• Eine neue Zuständigkeit 
der EU für die Bestimmung 
der Ausgestaltung von Lei- 
stungen der Daseinsvor- 
sorge sollte nicht in den Ver- 

trag aufgenommen werden. 
• Die Querschnittsbestim- 
mung in Artikel III-O soll so 
präzisiert werden, dass eine 
Umgehung der Regelung in 
Artikel 1-3 Abs. 5 des Ver- 
trages ausgeschlossen ist. 
Allgemein ist darauf zu ach- 
ten, dass nicht auch über die 
Bestimmung in III-O die of- 
fene Methode der Koordi- 
nierung verankert wird. 
• Bei Änderungen der Ver- 
fassung ist bei Kompetenz- 
begründungen und -ände- 
rungen am Prinzip der Ein- 
stimmigkeit und der Ratifi- 
zierung durch die Mitglied- 
staaten festzuhalten. 

V. 

Nach Vorlage des Ge- 
samtentwurfs werden CDU 
und CSU eine endgültige 
Bewertung vornehmen und 
das weitere Vorgehen in Be- 
zug auf die Regierungskon- 
ferenz festlegen. 
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JüRGEN   RüTTGERS: 

Städte gewinnen - Wahlen gewinnen 
Nach der Bundestagswahl 
hat der Bundesvorstand 
der CDU-Deutschlands den 
Arbeitskreis „Große Städ- 
te" einberufen. Das Gre- 
mium soll Impulse für die 
programmatische Weiter- 
entwicklung der CDU ge- 
ben. In dem Arbeitskreis 
arbeiten Wissenschaftler, 
Oberbürgermeister und 
Kommunalpolitiker mit. 

Für die CDU war und ist 
es nicht immer einfach, sich 
in den großen Städten ver- 
ständlich zu machen. Sie hat 
häufig Distanz gehalten zur 
großstädtischen Kultur und 
zum großstädtischen „Le- 
bensgefühl". Selbst dort, wo 
sie sich mit Problemen be- 
fasst, die in den großen Städ- 
ten besonders drängend sind 
- Beispiel Frauenpolitik, 
Beispiel Ganztagsschule - 
wirkt ihr programmatisches 
Engagement bei vielen Be- 
troffenen als bemüht und 
aufgesetzt. 

In den großstädtischen 
Ortsverbänden arbeitet die 
CDU vielfach zu binnenori- 
entiert. Sie ist nicht nah ge- 
nug an den Problemen der 
Menschen. In den kulturel- 
len und intellektuellen Mi- 
lieus der großen Städte ist sie 
nicht immer wirklich prä- 
sent. Sie bewegt sich nicht in 

—£,;    ^ 

offenen Kreisen und Netz- 
werken, sondern tendenziell 
auf sich selbst bezogen im 
„Raumschiff Ortsverband". 

Städte gewinnen 

Die Folge: Die CDU ver- 
liert kontinuierlich Wähler in 
den Großstädten und gewinnt 
kontinuierlich Wähler auf 
dem Land. Bei den Bundes- 
tagswahlen vom Herbst 2002 
lag die CDU in Großstädten 
wie Duisburg, Berlin, Ham- 
burg oder Köln unter 30 Pro- 
zent. Bei den großartig ge- 
wonnenen Landtagswahlen 
in Hessen und Niedersachen 
haben die absoluten Zahlen 
die Defizite der CDU in den 
großen Städten bestätigt. Die- 
se Entwicklung geht langfri- 
stig zu Lasten der CDU. Poli- 
tik, die Zukunft gestalten will 
statt bloß Gegenwart zu ver- 
walten, muss heute mehr 
denn je auf die Entwicklung 

der großen Städte schauen. 
Wer auf Dauer in Deutsch- 
land Wahlen gewinnen will, 
muss die Städte gewinnen. 

Die CDU muss sich den 
großen Städten zuwenden. 
Sie muss in den großen Städ- 
ten Profil gewinnen. Das ge- 
lingt nicht mit einer ober- 
flächlichen Charme-Offen- 
sive und nicht mit einer An- 
biederung an den wechseln- 
den Zeitgeist. Es gelingt 
durch eine profunde und 
selbstbewusste Auseinan- 
dersetzung mit der großstäd- 
tischen Wirklichkeit, der 
Großstadtkultur und dem 
großstädtischen Lebensge- 
fühl. Diese Wirklichkeit, 
diese Kultur und dieses Le- 
bensgefühl dürfen der CDU 
nicht länger suspekt sein. 

Überlebensfähigkeit 
gefährdet 

Vielerorts droht das 
komplexe System Stadt aus 
den Fugen zu geraten. Die 
Stichworte sind bekannt. 
Die wirtschaftliche Überle- 
bensfähigkeit vieler Städte 
ist gefährdet. Die städtische 
Infrastruktur wird unbezahl- 
bar. Sanierungsleistungen 
von der Kanalisation über 
die Verkehrswege bis zu den 
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Schulgebäuden werden im- 
mer weiter aufgeschoben. 
Kunst- und Kulturförderung 
fallen dem Rotstift zum Op- 
fer. Wohnumfelder werden 
zunehmend unattraktiv. So- 
ziale Polarisierungen, Se- 
gregation, Milieubildungen 
können ganze Stadtviertel 
zum „Kippen" bringen. Der 
soziale Zusammenhalt 
weicht einer erschrecken- 
den Entsolidarisierung. Ar- 
mut breitet sich aus neben 
Luxus. Die Städte werden 
kinderarm. Und immer 
mehr Kinder in den Städten 
werden arm. Familien, diees 
sich leisten können, ziehen 
weg. An die Stelle der Land- 
flucht tritt die Stadtflucht. 

Epochaler Wandel 

Im selben Maß, in dem die 
Städte an Glanz verlieren, 
verliert die einstmalige „Pro- 
vinz" ihren vermeintlichen 
Schrecken. Sie gilt nicht 
mehr als rückständiger, vom 
gesellschaftlichen Leben ab- 
seits liegender Raum. Sie ist 
nicht mehr der Hort der Enge, 
Kleinbürgerlichkeit, Spie- 
ßigkeit und Rückständigkeit, 
als die sie aus der Sicht groß- 
städtischer Avantgarden ver- 
unglimpft wurde. 

Die Krise der großen 
Städte istkeinZufall. Wirer- 
leben den epochalen Wan- 
del von der Industrie- zur 

Wissensgesellschaft. Der 
Wandel lässt keinen Le- 
bensbereich unberührt. Er 
ist in seinen Dimensionen 
dem Umbruch von der Ag- 
rar- zur Industriegesell- 
schaft vergleichbar. In des- 
sen Verlauf hatten die 
großen Städte ihr heutiges 
Gepräge angenommen. Jetzt 
sind sie dabei, ein neues Ge- 
präge anzunehmen. 

Die großen Städte sind 
Seismographen des neuen 
Epochenwandels. Nirgends 
sind die einhergehenden 
wirtschaftlichen, gesell- 
schaftlichen und kulturellen 
Umbrüche deutlicher er- 
kennbar als in den großen 
Städten. Die großen Städte 
sind auch in Zukunft die Ex- 
perimentierfelder der Inno- 
vation. Sie bleiben in allen 
Hinsichten Frühindikatoren 
und Vorreiter der gesell- 
schaftlichen Entwicklung. 
Die Art und Weise, wie die 
großen Städte die Krise des 
Epochenwandels bewälti- 
gen, wird—so oder so—pa- 
radigmatisch für den Weg 
sein, den unsere Gesellschaft 
einschlägt. 

Gesellschaftlicher 
Diskurs 

Der Arbeitskreis „Große 
Städte" soll zu einem so- 
wohl CDU-internen wie 
auch über die Partei hinaus- 

gehenden Diskurs über 
drängende gesellschaftliche 
Probleme beitragen, die sich 
in den großen Städten in be- 
sonderer Weise ausprägen. 
Er soll Impulse für die pro- 
grammatische Fortentwick- 
lung der CDU geben. Im ein- 
zelnen befasst sich der Ar- 
beitskreis mit folgenden Pro- 
blemkreisen: 
• Kennzeichen und Ent- 
wicklungen des großstädti- 
schen „Lebensgefühls", 
• Kultur in der Großstadt / 
Rolle der Großstadt für die 
Kultur, 
• Städte- und Wohnungs- 
bau mit menschlichem 
Maß/Integration und Segre- 
gation, 
• Wirtschaftliche Perspek- 
tiven der großen Städte, 
• Zukunft statt Perspektivlo- 
sigkeit (Kinderarmut; Le- 
bensqualität für Familien), 
• Alleinsein in der Stadt und 
neue Lebensformen (Sing- 
le-Haushalte; Alleinsein im 
Alter), 
• Sichere Stadt (Krimina- 
lität; Angst und Unsicher- 
heit, 
• Den Bürgern ihre Städte 
(Rekommunalisierung der 
Politik; Bürgerschaftliches 
Engagement). 

In der konstituierenden 
Sitzung des Arbeitskreises 
haben sich Arbeitsgruppen 
gebildet, die sich mit den 
einzelnen Themenkomple- 
xen befassen. 
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FöDERALISMUS-DISKUSSION 

Berliner Programm zur Reform des 
Föderalismus 

Der Bundesarbeitskreis 
Christlich-Demokratischer 
Juristen (BACDJ) hat bei 
seiner jüngsten Sitzung das 
von Prof. Dr. Ferdinand 
Kirchhof, Dr. Thomas de 
Maiziere, Prof. Georg- 
Berndt Oschatz und Dr. 
Norbert Röttgen MdB aus- 
gearbeitete und veröffent- 
lichte „Berliner Programm 
zur Reform des Föderalis- 
mus. Modernisierung des 
deutschen Bundesstaates - 
Wiederherstellung der 
Entscheidungsfähigkeit 
von Bund und Ländern" 
beschlossen und dem Vor- 
stand der CDU Deutsch- 
lands zugeleitet. 

Problem: Erstarrung 

Die Verflechtung von 
Bund und Ländern in den Be- 
reichen von Gesetzgebung 
und Verwaltung ist derart 
fortgeschritten, dass keine 
der beiden Ebenen mehr aus- 
reichend handlungsfähig ist. 
Zug um Zug gegen Einräu- 
mung von Zustimmungs- 
rechten für die Länder im 
Bundesrat ist die Gesetzge- 
bung Bundesangelegenheit 
geworden. Die Verflechtung 

Norberl Röttgen, Vorsitzender BACDJ 

im Bereich der Finanzverfas- 
sung hat jede Beziehung zwi- 
schen Einnahme- und Aus- 
gabenverantwortung aufge- 
hoben. Politische Verant- 
wortlichkeit ist nicht mehr zu 
erkennen, eine Reform ist ge- 
boten. 

Reformziel: Wiederher- 
stellung der politischen 

Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit 

Oberstes Ziel einer Re- 
form ist die Wiederherstel- 
lung der politischen Ent- 
scheidungs- und Handlungs- 
fähigkeit von Bund und Län- 
dern. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, sind die Gesetzge- 
bungszuständigkeiten zwi- 
schen Bund und Ländern neu 
aufzuteilen: Die Gesetzge- 
bungszuständigkeiten     der 

Länder sind zu stärken und 
im Gegenzug die Zahl der 
Zustimmungsgesetze dras- 
tisch zu reduzieren. 

Die Finanzverfassung be- 
darf ebenfalls einer grundle- 
genden Neuordnung und 
Entflechtung: Nach dem 
Prinzip des „fiscal federa- 
lism" soll jede Gebietskör- 
perschaft autonom über ihre 
Aufgaben, Einnahmen und 
Ausgaben entscheiden kön- 
nen und dafür die finanzielle 
Verantwortung tragen. Fer- 
ner muss die Finanzverfas- 
sung europatauglich ge- 
macht werden. 

Im Bereich der Verwal- 
tung ist den Ländern wieder 
mehr Spielraum bei der Aus- 
führung von Bundesrecht 
einzuräumen. Dadurch wird 
gewährleistet, dass die Län- 
der unterschiedliche Ver- 
fahren im Sinne eines fö- 
deralen Wettbewerbs ent- 
wickeln können. 

Reformmaßnahmen: 
Gesetzgebung und 

Finanzen 

1. Gesetzgebung: Mehr 
getrennte Zuständigkeiten 

Zu  den   konkreten  Re- 
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formmaßnahmen im Bereich 
der Gesetzgebung gehört die 
Abschaffung der Kompetenz 
des Bundes zum Erlaß von 
Rahmenvorschriften. Die 
Rahmengesetzgebung hat 
sich nicht bewährt; der Bund 
hat jeweils bis ins Detail nor- 
miert. Die Zuständigkeiten, 
die bisher der Rahmenge- 
setzgebung unterliegen, wer- 
den daher zwischen Bund 
und Ländern aufgeteilt. Zu- 
sätzlich wird der gesamte Be- 
reich der Gesetzgebung für 
den öffentlichen Dienst, 
einschließlich der Richter- 
schaft und des Besoldungs- 
und Versorgungsrechts, aus 
dem Bereich der gemeinsa- 
men Gesetzgebung von 
Bund und Ländern heraus- 
genommen. In Zukunft ist 
jede Ebene für ihren öffentli- 
chen Dienst, unabhängig von 
der anderen, gesetzgeberisch 
zuständig. Um echten Wett- 
bewerb der Länder zur Ent- 
wicklung einer zukunftsfähi- 
gen Bildungspolitik und 
Hochschulforschung zu ge- 
währleisten, wird außerdem 
der Bereich der Schulen und 
Hochschulen, einschließlich 
der Förderung der Forschung 
(Ausnahme: Großfor- 
schung) und der gesamten 
Berufsbildung alleinige Län- 
derangelegenheit. 

Im Gegenzug kann der 
Bund künftig seine Gesetze 
und Verordnungen weitge- 
hend erlassen, ohne der Zu- 

stimmung des Bundesrates 
zu bedürfen. Dafür ist es ihm 
allerdings in Zukunft ver- 
wehrt, per Gesetz den Län- 
dern die Einrichtung ihrer 
Behörden und Verwaltungs- 
verfahren vorzuschreiben. 

2. Finanzen: Mehr ge- 
trennte Kassen, aufgaben- 
gerechte, europataugliche 
Finanzierung 

Im Bereich der Finanz- 
verfassung wird die in Art. 
104 GG geregelte Voll- 
zugskausalität zugunsten ei- 
ner Gesetzeskausalität auf- 
gegeben: Die Kostenlast 
folgt in Zukunft der Begrün- 
dung oder Erweiterung der 
Aufgaben, also meist der 
Gesetzgebungszuständig- 
keit, und nicht wie bisher der 
Aufgabenverwaltung. 

Das führt bei der in 
Deutschland üblichen Aus- 
führung von Bundesgeset- 
zen durch die Länder zu er- 
heblichen Veränderungen 
der Finanzverantwortung. 
Jedes Parlament hat künftig 
finanziell für seine selbst ge- 
schaffenen gesetzlichen Auf- 
gaben mit dem eigenen 
Haushalt einzustehen. Sein 
demokratisches Mandat er- 
hält ein Echo der finanziel- 
len Verantwortung. 

Die Steuererträge blei- 
ben fest nach Steuerarten auf 
Bund und Länder verteilt, al- 
lein die Umsatzsteuer kann 
künftig völlig frei bundesge- 
setzlich   zugewiesen   wer- 

den. Dafür entfallen etliche, 
bisher kaum zu überbli- 
ckende und unabgestimmte 
Finanztransfers vom Bund 
an die Länder, die in der Ver- 
gangenheit dem Föderalis- 
mus nur Schaden zugefügt 
haben (Finanzhilfen des 
Bundes an die Länder, vom 
Bund bestimmte Ergän- 
zungsanteile an einzelne 
Länder aus deren Umsatz- 
steueranteil usw.). 

Der Finanzausgleich 
wurde trotz Reformbedarfs 
nicht verändert, weil er im 
Maßstäbegesetz bis 2019 
weitgehend festgeschrieben 
und weil seine Ausgleichs- 
maßstäbe völlig umstritten 
sind. Er bedarf einer geson- 
derten Reform. 

Das Grundgesetz wird 
auch finanziell europataug- 
lich gemacht, Bund und Län- 
der tragen zur Hälfte die 
Kosten der EU, denn alle 
profitieren von ihr. Die De- 
fizitkriterien des Maastricht- 
Vertrags werden ebenfalls 
auf Bund und Länder hälftig 
verteilt, um das Kreditli- 
mit für den deutschen Mit- 
gliedsstaat zu verlässig grei- 
fen zu lassen. 

Auch besteht keine wei- 
tere Notwendigkeit von Fi- 
nanzzuweisungen des Bun- 
des an die Länder-die künf- 
tige freie Verteil barkeit des 
tendenziell wachsenden 
Umsatzsteueraufkommens 
bietet hinreichendes Volu- 

UID20/2(X)3- 15 



BACDJ 

men für eine aufgabenadä- 
quate Aufkommensalloka- 
tion. Die Möglichkeit des 
Bundes, aus dem Landesan- 
teil am Umsatzsteuerauf- 
kommen Ergänzungsanteile 
zu verteilen, wird daher 
ebenfalls gestrichen. 

Darüber hinaus werden 
auch alle Tatbestände der 
Mischfinanzierung gestri- 
chen. Zusätzlich wird das 
Grundgesetz an die sog. 
Maastricht-Kriterien ange- 
passt, um Schuldenaufnah- 
me zu begrenzen. 

Eine Änderung der Kom- 
petenzen über die Steuerge- 
setzgebung nach Art. 105 
GG wurde nicht in Betracht 
gezogen, obwohl sie an sich 
der Idee des „fiscal federa- 
lism" entspricht. Es er- 
scheint nicht angebracht, in 
einem europäischen Bin- 
nenmarkt ohne Steuergren- 
zen durch Aufsplilterung 
der Steuerkompetenzen auf 
die Länder sogar im Bun- 
desgebiet   unterschiedliche 

Wirtschaftsbedingungen zu 
schaffen. 

Reformmaßstab: 
Ebenen-und 

Verteilungsneutralität 

Durch die dargelegten 
Reformen wird zwischen 
Bund und Ländern eine 
wechselseitige Erhöhung 
der Gestaltungsmöglichkei- 
ten erreicht, die sich im Er- 
gebnis kompensiert. Von 
dieser Ebenenneutralität 
profitiert sowohl der Bun- 
desstaat als Ganzes als auch 
jeder seiner Teile. Die Re- 
form der Finanzverfassung 
erweist sich zudem im Er- 
gebnis als verteilungsneu- 
tral: Durch die Einführung 
flexibler Stellschrauben wie 
der freien Verteilung der 
Umsatzsteuer zwischen 
Bund und Ländern bei Fort- 
bestand des horizontalen 
Länderfinanzausgleichs 
werden die Länder mit auf- 

gabenadäquaten Finanzmit- 
tel ausgestattet, ohne daß der 
Bund zum „Kostgänger" der 
Länder wird. 

Fazit: reformatorischer 
Mittelweg 

Der vorgelegte Reform- 
vorschlag beschreitet einen 
Mittelweg. Er beinhaltet ein 
stringentes Konzept mit sub- 
stantiellem Reformgehalt 
und ist außerdem auf politi- 
sche Machbarkeit ausgerich- 
tet. Er schafft neue Verhand- 
lungsspielräume für die Poli- 
tik und gewährleistet so viel 
Entflechtung wie möglich, 
ohne die Länder zu benach- 
teiligen. 

UiTB/J 
Die Langfassung 

des Papiers finden 
Sie auf www.cdu.de 
unter „Politik A-Z", 
Stichwort „Bundes- 

fachausschüsse" und 
dort unter „BACDJ". 

SACHSEN: Die bisherige 
Oberbürgermeisterin der 
sächsischen Stadt Weißwas- 
ser,HelmaOrosz,wirdNach- 
folgerin von Christine Weber 
als sächsische Sozialministe- 
rin. Ministerpräsident Georg 
Milbradt begründete seine 
Entscheidung damit, dass 
Orosz wegen ihres berufli- 

AUS   DEN   LÄNDERN 

chen Werdeganges für das 
Amt hervorragend geeignet 
sei. Sie kenne die Sorgen vor 
Ort aus ihrer langjährigen 
kommunalpolitischen Tätig- 
keit. 
THÜRINGEN: Frank-Mich- 
ael Pietzsch ist neuer Vorsit- 
zender der CDU-Landtags- 
fraktion im Erfurter Land- 

tag. Der frühere thüringische 
Soziaiministererhielt bei der 
Wahl 37 von 45 Stimmen. 
Pietzsch kündigte eine enge 
Zusammenarbeit mit seinem 
Amtsvorgänger, dem jetzi- 
gen thüringischen Minister- 
präsidenten Dieter Althaus, 
an. Dieser hatte ihn für den 
Posten vorgeschlagen. 
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BREMEN 

Große Koalition beschlossen 
Der Landesvorstand der 
Bremer CDU hat dem Ko- 
alitionsvertrag zwischen 
CDU und SPD zur Fort- 
führung einer großen Ko- 
alition zugestimmt und 
sich auf die neuen Senato- 
ren geeinigt. 

Nach den Absprachen 
mit dem großen Koalitions- 
partner gibt die Bremer 
CDU das Finanzressort an 
die SPD ab und übernimmt 
dafür das Ressort für Bau 
und Umwelt. Damit bleibt es 
bei der Aufteilung der Äm- 
ter im Verhältnis 4:3 für die 
SPD. Neuer Wirtschafts- 
und Kultursenator wird 
Hartmut Perschau. Der bis- 
herige CDU-Fraktionschef 
Jens Eckhoff wird Senator 
für Bau und Umwelt und 
Thomas Röwekamp, bis- 
lang justizpolitischer Spre- 
cher, wird der neue Innen- 
und Sportsenator. Das Amt 
des Fraktionsvorsitzenden 
der Union in Bremen über- 
nimmt Jörg Kastendiek, der 
bisherige hafenpolitische 
Sprecher der Partei. 

„Der Koalitionsvertrag 
ist eine hervorragende Aus- 
gangsbasis, um unsere Vor- 
stellungen umzusetzen", 
sagte Bernd Neumann. In 
der Bildungspolitik habe 
man erreicht, dass es jetzt in 
Bremen eine echte Vielfalt 

gebe. Die Union erreichte, 
dass nun schon nach vier 
Jahren die Kinder auf wei- 
terführende Schulen verteilt 
werden können. Die SPD 
hatte sich für eine sechs- 
jährige Grundschule einge- 
setzt - zu teuer, lautete das 
Fazit der Koalitionäre. Und 
auch im Wirtschafts- und Fi- 
nanzkomplex habe man sich 
durchsetzen können. „Der 
grundsätzliche Kurs wird 
nicht verändert", so Neu- 
mann. Man werde weiter in- 
vestieren und „dramatisch" 
sparen. Dem sozialdemo- 
kratischen Partner gebühre 
Lob, dass er sich auf die 
Sparmaßnahmen eingelas- 
sen habe. So müssen alle 
Ressorts ihre Etats um fünf 
Prozent senken und die Be- 
amten Kürzungen von rund 
acht Prozent hinnehmen. 
Außerdem sollen die Ge- 
werbesteuern um 20 auf 420 
Punkte angehoben werden. 

Signal an die Wirtschaft 

Bei der Vorstellung der 
Eckpunkte des Koalitions- 
vertrags betonte Bernd Neu- 
mann, dass die kommenden 
vier Jahre entscheidend für 
die Selbstständigkeit Bre- 
mens werden würden. Die 
Nominierung des Spitzen- 

kandidaten Hartmut Per- 
schau als Wirtschaftssena- 
tor sei „ein Signal an die 
Wirtschaft, das zeigt, wie 
wichtig uns dieses Ressort 
ist", sagte der CDU-Landes- 
vorsitzende. Und die Kop- 
pelung von Wirtschafts- und 
Finanzressort wäre eine in- 
telligente und zukunftswei- 
sende Entscheidung. Auch 
die Wahl des bisherigen 
CDU-Fraktionschefs Jens 
Eckhoff zum Senator für 
Bau und Umwelt sei eine 
gute Wahl. Eckhoff, der die 
Stadt genau kennen würde, 
sei neuen Projekten sehr auf- 
geschlossen und werde zei- 
gen, dass die Umweltpolitik 
keineswegs eine Domäne 
der Grünen sei. Für Thomas 
Röwekamp als Innensenator 
würden seine berufliche 
Qualifikation und seine gute 
Vita als Volljurist sprechen. 
Röwekamp war neben sei- 
ner Aufgabe als justizpoliti- 
scher Sprecher auch Vorsit- 
zender des Rechnungsprü- 
fungsausschusses Bremer- 
haven. 

Bremens Abstimmungs- 
verhalten im Bundesrat wird 
sich gemäß des neuen Koali- 
tionsvertrags nicht ändern: 
Wenn sich die Koalition 
nicht einigen kann, wird sich 
das Land Bremen der 
Stimme enthalten. 
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ECKHART VON  KLAEDEN; 

Schröder/Hirsch- 
affäre: Hombach 
widerlegt Hirsch 
und Kanzleramt 

Der parlamentarische Ge- 
schäftsführer erklärte zu 
den Äußerungen des früh- 
eren Chefs des Bundes- 
kanzleramtes Hombach: 

Peinlicher konnte es für 
Schröder, Hirsch und den jet- 
zigen Chef des Bundeskanz- 
leramtes Steinmeier kaum 
kommen: Die Aussage von 
Ex-Kan/.leramtsminister 
Bodo Hombach, der das 
Bundeskanzleramt beim Re- 
gierungswechsel 1998 als 
Chef des Bundeskanzleram- 
tes übernommen hat, ist an 
Deutlichkeit nicht zu über- 
bieten: • Kanzleramts-Mit- 
arbeiter seines Vorgängers 
loyal, • jede gewünschte 
Akte vorgelegt, • keine Hin- 
weise auf Löschungen. 

Unbeholfen und peinlich 
wirken die Versuche der Re- 
gierung Schröder, als Re- 
tourkutsche gegenüber 

Hombach diesem kurzer- 
hand zu unterstellen, er habe 
eben von Datenlöschungcn 
und dem Fehlen von Akten 
nichts gemerkt. 

Die Inszenierung eines an- 
geblichen Skandals im Kanz- 
leramt durch die Regierung 
Schröder mit Hilfe des Dr. 
Hirsch ist der wahre Skandal. 
Ich fordere die Bundesregie- 
rung auf, sich bei den Betrof- 
fenen zu entschuldigen. 

Der Bundestag wird sich 
mit den Machenschaften in 
der Schröder/Hirsch-Affäre 
noch eingehend zu beschäf- 
tigen haben. 

HELMUT   HEIDERICH: 

CDU/CSU schafft 
Fortschritt für 

Biotechnologie 

Zur Initiative zur Umset- 
zung der europäischen Bio- 
patentrichtlinie erklärte 
der Beauftragte für Bio- 
und Gentechnik: 

Mit ihrer Initiative zur 
Umsetzung der europäi- 
schen Biopatentrichtlinie ha- 
ben CDU und CSU Bewe- 
gung in die festgefahrene Si- 
tuation gebracht. Seit 1998 
war   die   Bundesregierung 

IN DER AFFARE um angeblich verschwundene Kanz- 
leramtsakten zeichnet sich immer deutl icher ab, dass es der 
rot-grünen Bundesregierung von Anfang an um die Diffa- 
mierung der Regierung Kohl durch haltlose Verdächti- 
gungen ging. Die Bonner Staatsanwaltschaft will das Ver- 
fahren schon lange einstellen, weil kein hinreichender Tat- 
verdacht vorliegt. Das Kanzleramt musste inzwischen in 
fünf von sieben Punkten die Einwände gegen die Einstel- 
lung des Verfahrens zurück. Allerdings bleibt man dabei, 
dass Akten fehlen. Zum besten Zeugen der Verteidigung 
entwickelt sich in dieser Situation ausgerechnet Schröders 
erster Kanzleramtsminister Bodo Hombach,derbetont,die 
beim Regierungswechsel im Herbst 1998 übernommen 
Mitarbeiter seien außerordentlich loyal gewesen. In seiner 
Zeit als Kanzleramtsminister habe er „überhaupt keine 
Hinweise oder sonstige Erfahrungen machen müssen, die 
bestätigen, dass es zu großen Löschungsaktionen oder Ak- 
tenverlusten kam. Ganz im Gegenteil. Da, wo ich aus der 
Vergangenheit Informationen wollte, da wo ich nach Ak- 
ten verlangt habe, da wurden die mir vorgelegt, da gab es 
die." (Quelle: ARD-Tagesschau 18.6.2003) 
Schon Ende Mai sagte Hombach: „Die Bundeslöschtage 
hat es nicht gegeben." (FAZ 23.05.2003) 
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nicht in der Lage, der Bio- 
technik-Branche in Deutsch- 
land die notwendige Rechts- 
sicherheit zu verschaffen. 

Forschung und Entwick- 
lung in dieser modernen 
Branche brauchen jedoch 
spezifische Regelungen, um 
einerseits wirtschaftlich er- 
folgreich zu sein und ande- 
rerseits die ethischen Gren- 
zen nicht zu verletzen. Mit 
unserem Antrag verschaffen 
wir den Biotechnik-Unter- 
nehmen in Deutschland das 
längst überfällige rechtliche 
Fundament. Die Verhinde- 
rung von Missbrauch bei der 
Patentierung ist von der 
CDU/CSU ebenso berück- 
sichtigt wie die Ethik des 
menschlichen Lebens und 
der Schutz von Pflanzen und 
Tieren in der Landwirtschaft. 

Dass die Bundesregierung 
veranlasst wurde, nun endlich 
selbst ein entsprechendes Ge- 
setz vorzulegen, ist offen- 
sichtlich der Initiative unse- 
rerseits zu verdanken. Inso- 
weit haben CDU/CSU einen 
deutlichen Schritt nach vorn 
für die Zukunft der Biotech- 
nik in Deutschland erreicht. 

HARTMUT KOSCHYK 

HARTMUT BüTTNER: 

Opferpension 
für politisch Ver- 
folgte des SED- 

Regimes 

Zur Entschädigung von 
Opfer des SED-Regimes 
erklärten der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und der stellvertretende 
Vorsitzende des Innenaus- 
schusses des Deutschen 
Bundestages: 

Nach den positiven 
Äußerungen von Bunde- 
spräsident Johannes Rau 
und Bundesratspräsident 
Dr. Wolfgang Böhmer in der 
offiziellen Feierstunde des 
Deutschen Bundestages zur 
50. Wiederkehr des 17. Juni 
1953 sollten entsprechende 
Vorschläge schnellstmög- 
lich umgesetzt werden. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hatte einen Ge- 
setzentwurf zur besseren 
Entschädigung von Opfern 
des SED-Regimes vorge- 
legt. Danach soll jedem Ver- 

folgten, der mindestens ein 
Jahr eine Freiheitsentzie- 
hungerlitten hatte, bzw. min- 
destens zwei Jahre beruflich 
einer politischen Repression 
ausgesetzt war, eine Opfer- 
pension gewährt werden. 

Dieser Gesetze- 
sentwurf ist eine 
gute Ausgangs- 
position, um 
eine gemein- 
same parteiü- 
bergreifende 
Lösung zugun- 
sten von ehema- 
ligen SED-Op- 

fern in den Ausschussbera- 
tungen zu erarbeiten. Vor 
dem Hintergrund, dass 
staatsnahe Personen einsch- 
ließlich der früheren Stasi- 
mitarbeiter aufgrund der 
Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichtes 
ihre volle Rente erhalten, 
sollte es möglich sein, ihren 
Opfern zumindest eine sym- 
bolische finanzielle Aner- 
kennung für die erlittenen 
Nachteile und Leiden zu ge- 
währen. Dies gilt umso mehr 
als die Opfer anders als die 
Täter vielfach in ganz be- 
scheidenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen leben müssen. 

14 Jahre nach dem Mau- 
erfall sollte der Deutsche 
Bundestag ein Zeichen für 
sein Bemühen um etwas Ge- 
rechtigkeit auch für die Op- 
fer der kommunistischen 
Machthaber setzen. 
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MARIA   BöHMER: 

„Gleiche Einzah- 
lung - gleiche 

Rente für Frauen 
und Männer" 

Zur Forderung der EU- 
Kommission nach glei- 
chen Prämien für Männer 
und Frauen in der Versi- 
cherungswirtschaft er- 
klärte die stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende: 

In ihrem Entwurf für eine 
Gleichstellungsrichtlinie 
fordert die EU-Kommission 
gleiche Prämien für Männer 
und Frauen in der Versiche- 
rungswirtschaft. Damit 
könnte die Frauen diskrimi- 
nierende Politik der Bundes- 
regierung, die durch die Ein- 
führung der so genannte 
Riester-Rente entstanden 
ist, zu Fall gebracht werden. 

Denn durch das Fehlen 
von Unisex-Tarifen ist eine 
neue Benachteiligung von 
Frauen bei der privaten Al- 
terssicherung entstanden. 
Derzeit müssen Frauen bei 
der   staatlich   geförderten, 

privaten Altersvorsorge 
höhere Beiträge einzahlen 
als Männer, um die gleiche 
monatliche Rente zu erhal- 
ten. Dies gilt im Übrigen 
zum Teil auch für die be- 
triebliche Altervorsorge, für 
die Gewerkschaften und Ar- 
beitgeber bereits unter- 
schiedliche Tarife für Män- 
ner und Frauen vereinbart 
haben (z. B. IG Metall). 

Der Staat verstößt gegen 
das Gleichberechtigungsge- 
bot im Grundgesetz, wenn er 
für Frauen und Männer un- 
terschiedliche Versiche- 
rungsangebote finanziell 
fördert. Darüber hinaus mis- 
sachtet der Staat damit den 
seit 1994 bestehenden Vcr- 
lässungsauftrag, die Gleich- 
stellung zu fördern und be- 
stehende Diskriminierun- 
gen abzubauen. MitderRen- 
tenreform hat die Bundesre- 
gierung genau das Gegen- 
teil getan, indem die ge- 
schlechtsneutrale gesetzli- 
che Rentenversicherung zu- 
rückgefahren und durch eine 
die Frauen benachteiligende 
Regelung im privaten und 
betrieblichen Bereich er- 
gänzt wurde. 

Deshalb muss das Prin- 
zip „gleiche Einzahlung - 
gleiche Rente" auch für die 
staatlich geförderte private 
Altersvorsorge gelten. Es 
dürfen - auch ohne Versi- 
cherungspflicht-künftig nur 
noch solche Produkte vom 

Staat zertifiziert und geför- 
dert werden, die geschlechts- 
neutrale Tarife anbieten. 

ANDRAS   STORM: 

Rentenkürzungen 
verhindern/Renten- 

reserve erhalten 

Zu den aktuellen Meldun- 
gen über anstehende Ren- 
tenkürzungen erklärte der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Gesundheit und 
Soziale Sicherung: 

Nach den gestern geführ- 
ten Gesprächen zwischen 
Bundesfinanzminister Hans 
Eichel und Bundesozialmini- 
sterin Ulla Schmidt über die 
Etatplanungen 2004 stehen 
drastische Sparmaßnahmen 
fürdieRentnersogut wie fest: 
Im nächsten Jahr wird es eine 
Nullrunde geben und ihr Ei- 
genanteil an den Krankenver- 
sicherungsbeiträgen soll von 
50% auf 60% angehoben 
werden, Einsparpotenzial 
insgesamt rd. 4 Mrd. Euro. 
Die Union lehnt solche Son- 
deropfer für die Rentner kate- 
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gorisch ab. Allein die Er- 
höhung des Eigenanteils ent- 
spricht einer Rentenkürzung 
um rd. 1,5%. Zudem sind die 
Vorschläge reines Flickwerk 
und zur Sanierung des Bun- 
deshaushalts völlig ungeeig- 
net, die Probleme der Sozial- 
kassen auch nur im Ansatz 
nachhaltig zu lösen. 

Außerdem ist mit den 
Vorschlägen das Ende der 
Fahnenstange noch nicht er- 
reicht. Denn das Dementi des 
Bundessozialministeriums 
soll offenbar nur weitere Be- 
gehrlichkeiten des Bundesfi- 
nanzministers verhindern. 
Es zeichnet sich immer deut- 
licher ab, dass Eichel ein 
Auge auf die Rentenreserve 
geworfen hat. Ganz offenbar 
sollen die liquiden Mittel der 
Reserve von rd. 6,2 Mrd. 
Euro in den Bundeshaushalt 
wandern. Ein solcher Schritt 
nach dem Motto „linke Ta- 
sche, rechte Tasche" muss 
unbedingt verhindert wer- 
den. Denn bei einer Auflö- 
sung der Rentenreserve müs- 
ste bei jeder auch nur ge- 
ringfügigen Konjunkturver- 
schlechterung der Finanzmi- 
nister mit Steuermitteln ein- 
springen, um die Weiterzah- 
lung der Renten zu gewähr- 
leisten - also genau mit dem 
Geld, das er sich nach einer 
Auflösung der Rentenre- 
serve einverleibt hat. Ganz 
offenbar zielt Eichel genau 
darauf ab. Er will jedes Jahr 

über die Höhe der Rente mit- 
entscheiden. Das aber wäre 
das Ende der eigenständigen 
Rentenversicherung. 
Zur   Verzögerung   einer 

PETER   GöTZ: 

Schutz vor 
Graffiti! 

499» 

m*0h 
Strafrechtsänderung zur 
Einschränkung des Graffi- 
tiunwesens durch die Bun- 
desregierung erklärte der 
kommunalpolitische Spre- 
cher: 

Das Graffitiunwesen ver- 
ursacht riesige volkswirt- 
schaftliche Schäden. 2002 
waren es nach einer Umfrage 
des Deutschen Städtetages 
200 Mio. €. In Berlin allein 
sind es jährlich 25 Mio. €. 

Verheerend sind die so- 
zialen und städtebaulichen 
Folgen dieses nur vermeint- 
lich kleinen Misstands: gan- 
ze Straßenzüge, Plätze und 
Einrichtungen des öffentli- 
chen Nahverkehrs bieten ein 
Bild der Verwahrlosung. 
Zahlreiche Straßenzüge ent- 
leeren sich und verslummen 

als Folge von Graffiti. Ein 
Gefühl der Unsicherheit 
macht sich breit. Konsequen- 
tes Vorgehen gegen so ge- 
nannte Bagatelldelikte wie 
Graffitischmierereien hat 
sich eindeutig als erfolgreich 
erwiesen-vor allem bei Kin- 
dern und Jugendlichen. All 
das hat die Kriminalitätsfor- 
schung mit der „Broken- 
Windows-Theorie" wissen- 
schaftlich nachgewiesen und 
die Praxis in anderen Län- 
dern hat es längst belegt. 

Aber gegen alle Vernunft 
sträubt sich Rot-Grün. In der 
letzten Wahlperiode haben 
sie vier Gesetzentwürfe zur 
besseren Graffiti-Bekämp- 
fung zurückgewiesen. Die 
Union hat im Januar dieses 
Jahres erneut einen Gesetz- 
entwurf zur wirksamen Ver- 
schärfung des Strafrechts in 
den Bundestag eingebracht. 
Immer noch nicht ist darü- 
ber vernünftig entschieden. 

Derweil wächst der Scha- 
den Tag für Tag und Monat 
für Monat; jeden Tag über 
eine halbe Mio. €, jeden Mo- 
nat über 16 Mio. €. Berlin 
musste inzwischen eine 33- 
köpfige Graffiti-Ermittlungs- 
gruppe einsetzen - und sie 
bezahlen. Einzelne organi- 
sierte Gruppen vermarkten 
ihre Graffiti-Bildbände und 
Videofilme. In dieser Szene 
werden Claims abgesteckt. 
Ihre Kämpfe werden immer 
gewalttätiger. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Fingerklingel „Signal für den Wechsel" 
Der trendige Artikel für Skater, Skooterroller 
und Rollerbladefahrer. Mit Klettverschluss 
für einen festen Sitz. 

Bestell-Nummer: 9825 
Preis je 5 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 4. 

Fahrradtasche 
Mit separatem Umhängegurt. 

Bestell-Nummer: 9871 
Preis je 1 Stück: 5,80 € 
inkl. MwSt.: 6,73 € 

Fahrradflasche 

Bestell-Nummer: 9872 
Preis je 4 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt.: 10,44 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach II62 J3759 Versmold 
Telefax0524l-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer: 9559 
Preis je 30 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt: 17,40 € 

Beachvolleyball 

Bestell-Nummer: 9158 
Preis je 1 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 

Wasserball 

Bestell-Nummer: 9873 
Preis je 10 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,08 € 

Kleiner Ball - in 2 verschiedenen Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. Er ist wie 
ein richtiger Fußball, jedoch kleiner und handlicher 
Der ideale Spielball nicht nur für Kinder. 

Bestell-Nummer: 9823 
Preis je 20 Stück: 106,00 € 
inkl. MwSt.: 122,96 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Willkommen in der 
1. Klasse! 

Besser für die Menschen. 

Plakat „Willkommen in der 1. Klasse!" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7679 

Preis je 50 St.: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,04 € 

DIN AO 
Bestell-Nummer: 7680 

Preis je 50 St.: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

1. Klasse - so sollte auch 
die Schulpolitik sein. 

Plakat „1. Klasse - so sollte 
auch die Schulpolitik sein." 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7035 

Preisje50St: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,04 € 

DIN AO 
Bestell-Nummer: 7036 

Preisje50St.: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 


